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Nichts gegen Gänsebraten und bunte La-
ternenumzüge – besonders, wenn die Kin-
der daran ihre Freude haben. Doch das
Fest des Heiligen Martin, das wir am kom-
menden Samstag feiern, sollte nicht in
Essen und Trinken oder Folklore aufgehen.
Die Martinslegende von dem Römischen
Offizier, der mit einem Bettler seinen
Mantel teilte, birgt ja eine Botschaft in
sich, die sich für heutige Ohren ganz para-
dox anhört: Dass ein Mensch, der mit sei-
nem Nächsten teilt, gar nichts verliert,
sondern sogar etwas gewinnt. – Und dass
der derjenige, der sich gegenüber seinem
Nächsten erbarmt, in diesem Nächsten
Christus begegnet. Das ist schon eine Bot-
schaft, bei dem Menschen ein Licht auf-
gehen kann – und deshalb haben die La-
ternenumzüge ihren guten Sinn und
Zweck. Bloß sollte diese Botschaft über all
dem Festestrubel am Samstag nicht
untergehen. Ihre Redaktion

007, übernehmen Sie!
Probleme sind zum Lösen da, falleri und fallera?

VON STEPHAN BAIER

Eben noch hatte uns EU-Kommissar
Joaquin Almunia erschreckt: Die „Zeit-
bombe“ der Überalterung werde „in
den Händen unserer Kinder und Enkel-
kinder explodieren“. Blitzartig wurde
uns klar: Wegen der ansteigenden
Lebenserwartung könnten wir persön-
lich daneben stehen, wenn das passiert.
Unversicherbare Kollateralschäden in-
clusive. Doch wo immer Zeitbomben ti-
cken, ist James Bond nicht ferne, um
nach nervenaufreibendem Kampf mit
Dr. No und anderen Schurken die Welt
007 Sekunden vor ihrem sicheren Ende
zu retten.

Der Bond des Tages heißt Georg
Milbradt, und sollte als Ministerpräsi-
dent Sachsens wissen, wovon er spricht:
„Der Wandlungsprozess ist gestaltbar.“
Toll! Weder die Alterung noch der Be-
völkerungsrückgang seien verhinderbar,
aber: „Wir können rechtzeitig reagieren,
damit die Demographie nicht als Be-
lastung empfunden wird“. Ein Rede-
und Publikationsverbot für Demogra-
phen? Ein Schweigegelübde? Milbradt
lässt ahnen, was zu tun ist: „Wir müssen
frühzeitig handeln...“ Ein Appell an
Jungvermählte? „...sonst haben wir nur
noch die Chance, uns anzupassen, aber
nicht mehr zu gestalten.“ Nein, nein, an-
passen wollen wir uns nicht. Da lassen

wir Herrn Milbradt lieber gestalten.
„Verdrängung hilft nicht weiter.“ Klingt
plausibel! Und er empfiehlt: „möglichen
Konflikten entgegensteuern“. Prima!
Machen wir! Kein Zweifel: In Dresden
liegt ein Masterplan in der Schublade.
007 Sekunden vor dem Ende tritt
Milbradt auf die Bühne und verkündet?
Ja, was? Den Beitritt Indiens zur EU?
Die Umsiedlung von 60 Millionen Chi-
nesen, die als Folge der zwangsweisen
Ein-Kind-Politik in China keine Frau
fanden, nach Deutschland? Etwas in die-
ser Größenordnung muss es wohl sein,
sonst würde Sachsens Bond nicht sagen:
„Die Probleme, vor die uns der demo-
graphische Wandel stellt, sind lösbar.“

Thomas Rachel, MdB (CDU). Foto: Archiv

Gegenüber der Türkei hat es Angela Merkel bislang nicht an deutlichen Worten fehlen
lassen. Hier im Bild die Bundeskanzlerin vor einem Monat während ihres zweitägigen
Türkei-Besuches mit Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan. Foto: dpa

Merkel fordert Einlenken der Türkei
Die Kanzlerin sieht die Beitrittsverhandlungen zur Europäischen Union in einer „schwierigen Situation“ – Bekenntnis zur EU-Verfassung

Berlin (dpa/kgm) Zwei Monate vor Beginn
der deutschen Ratspräsidentschaft der Eu-
ropäischen Union hat Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) von der Türkei Bewegung in
den festgefahrenen Beitrittsverhandlungen
gefordert. „Wir wollen keine politische
Konfrontation. Das setzt aber voraus, dass
sich vor allem die Türkei bewegt“, sagte
Merkel am Sonntag in Berlin nach einer
Kabinetts-Sondersitzung zur am 1. Januar
beginnenden deutschen Ratspräsident-
schaft. Die Türkei lehnt die Einbeziehung
Zyperns in die Zoll-Union mit der Europäi-
schen Union bislang ab. Deshalb droht ein
Abbruch der Beitrittsverhandlungen mit der
Türkei.

Die Kanzlerin sprach von einer „schwie-
rigen Situation“. Sie hoffe, dass von Seiten
der Türkei noch nicht das letzte Wort ge-
sprochen sei. Sollte die Türkei nicht einlen-
ken, werde es ein einfaches „Weiter so“ in
den Gesprächen über einen EU-Beitritt
nicht geben, warnte Merkel in der gestrigen
Ausgabe der „Süddeutschen Zeitung“.
Nach Informationen der Deutschen Presse-
agentur will die Bundesregierung allerdings
nicht für einen Abbruch der seit einem Jahr
laufenden Verhandlungen zwischen Türkei
und Europäischer Union plädieren. Viel-
mehr werde an eine Suspendierung von be-
stimmten Verhandlungskapiteln gedacht.

Unterdessen deutete der türkische Minis-
terpräsident Recep Tayyip Erdogan in
einem wichtigen Streitpunkt Kompromiss-
bereitschaft an. Seine Regierung sei bereit,

den viel kritisierten Paragrafen 301 des
Strafgesetzbuches, der die „Herabwürdi-
gung des Türkentums“ unter Strafe stellt, zu
ändern, sagte Erdogan in Istanbul. Nach
dem Paragrafen sind bereits mehrfach Jour-
nalisten und Autoren angeklagt worden,
unter ihnen auch der diesjährige Literatur-
nobelpreisträger Orhan Pamuk.

Die Bundesregierung geht mit einem ein-
deutigen Bekenntnis zur Fortsetzung des
EU-Verfassungsprozesses in die Ratspräsi-
dentschaft im ersten Halbjahr 2007. Zu den
unter dem Motto „Gemeinsam gelingt
Europa“ aufgeführten Schwerpunkten für
die Präsidentschaft gehören auch Energie
und Klimaschutz, die Förderung von Bil-
dung und Forschung, eine verstärkte Ko-
operation gegen den Terror sowie ein Aus-
bau der Partnerschaft mit Afrika.

Merkel sagte am Rande der Kabinetts-
sitzung: „Wir haben eine riesige Chance,
das Projekt eines zusammenwachsenden
Europas voranzubringen.“ Vize-Kanzler
Franz Müntefering (SPD) unterstrich, die
Europäische Union müsse an dem Ziel,
auch eine „soziale Region“ zu sein, unbe-
dingt festhalten.

Unterdessen plädierte gestern SPD-Chef
Kurt Beck bei einem Europakongress seiner
Partei in Berlin für den Aufbau integrierter
Streitkräfte der EU-Staaten und eine engere
Zusammenarbeit mit Russland in der
Sicherheitspolitik. Langfristiges Ziel sollte
es sein, Einheiten unter einem einheitlichen
Kommando zu schaffen, so Beck.
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EKD will Reiche
zur Kasse bitten

Würzburg (DT/dpa) Bei der Bekämpfung
der Armut in Deutschland sollten die Rei-
chen nach Ansicht der Evangelischen Kir-
che stärker in die Pflicht genommen wer-
den. „Besitzer hoher Einkommen und Ver-
mögen müssen stärker als in den letzten
Jahren Verantwortung für das Gemein-
wesen übernehmen“, heißt es in einer Stel-
lungnahme der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD). Einen entsprechenden
Entwurf stellte die Vizepräsidentin des
Bundestages, Katrin Göring- Eckardt (Grü-
ne), am Montag auf der EKD-Synode in
Würzburg vor. Göring-Eckardt unterstrich,
es gehe nicht um eine „Robin-Hood-Hal-
tung“, die den Reichen Vieles nehme, um es
den Armen zu geben. Vielmehr sollte jedem
etwa durch ein verbessertes Bildungssystem
die Chance gegeben werden, „Wohlstand zu
erwerben und durch eigene Anstrengung
wiederum zum Gemeinwohl beizutragen“.
Voraussetzung dafür sei unter anderem eine
gleichmäßige Besteuerung aller Einkom-
mensarten und das Schließen von Steuer-
schlupflöchern. Die Schere zwischen Arm
und Reich klaffe immer weiter auseinander.
„Fünfzig Prozent des Gesamtvermögens
stehen dem reichsten Zehntel der Haushalte
zur Verfügung“, erläuterte sie. Hingegen be-
sitze das unterste Zehntel nicht viel mehr als
ein Zwanzigstel des gesamtwirtschaftlichen
Vermögens. Angesichts der hohen Arbeits-
losigkeit drohe eine dauerhafte Spaltung der
Gesellschaft in „Produktive“ und „Über-
flüssige“, warnte die Grünen-Politikerin.
Ein Vorschlägepaket des Vorbereitungsaus-
schusses zum Synoden- Schwerpunkt Ar-
mut sieht unter anderem eine so genannte
Kinderfreizeitkarte für Kinder aus armen
Familien vor. Sie sollten damit an Freizeit-
angeboten teilhaben können, die ihnen bis-
her wegen Geldknappheit verschlossen wa-
ren.

Der Diakonie-Experte Uwe Becker for-
derte eine stärkere steuerliche Belastung
von Hochverdienern zur Finanzierung eines
öffentlich geförderten Arbeitsmarktes. Bis-
lang fehle es am politischen Mut dafür.

Bioethik-Beratung ändert sich: Regierung weist Kritik zurück
Forschungs-Staatssekretär Thomas Rachel (CDU) über den künftigen „Deutschen Ethikrat“

Die Bundesregierung verteidigt den Ge-
setzentwurf zum künftigen „Deutschen
Ethikrat". Forschungs-Staatssekretär Tho-
mas Rachel (CDU) sprach darüber mit
Christoph Strack. Am 9. November
kommt der Gesetzentwurf der Regierung,
an dem es Kritik aus der Opposition und
Teilen der SPD gibt, zur Ersten Lesung ins
Parlament. Der „Deutsche Ethikrat" soll
dann Mitte 2007 starten.

Abgeordnete von Grünen und Linkspartei,
aber auch Teile der SPD drängen auf eine
stärkere Beteiligung von Parlamentariern am
künftigen Ethikrat. Werden Sie das noch be-
rücksichtigen?
Der Deutsche Ethikrat, wie ihn Bundes-
ministerin Schavan vorgeschlagen hat, wird
den bisherigen Nationalen Ethikrat erset-
zen. Auch diesem Gremium gehörten
weder Abgeordnete noch Mitglieder der
Bundesregierung an.

Genau das haben aber seit 2001 zahlreiche
Vertreter aus der Union kritisiert und immer
wieder verlangt, dass der Nationale Ethikrat

stärker an das Parlament angebunden sein
müsse.
Die Kritik am Nationalen Ethikrat in der
Regierungszeit von Gerhard Schröder be-
zog sich darauf, dass sein Gremium ohne
gesetzliche Grundlage und ohne Einbin-
dung des Parlaments errichtet wurde und
beim Bundeskanzler angesiedelt war. Ge-
nau das wird nun anders. Grundlage des
künftigen Deutschen Ethikrates wird ein
Gesetzgebungsverfahren sein, an dem logi-
scherweise das Parlament unmittelbar betei-
ligt ist. Künftig wird es auch nicht mehr
eine Anlehnung beim Bundeskanzler geben.
Der Nationale Ethikrat stand ursprünglich
im Verdacht, von Bundeskanzler Schröder
gezielt eingesetzt worden zu sein, um der
Beratung bioethischer Themen eine andere
Richtung zu geben als der Bundestag.

Das sehen Sie nun eindeutig geändert?
Der Umgang der jetzigen Bundesregierung
mit diesem Thema ist ein grundsätzlich
anderer. Es ist ein Schritt von Bundesregie-
rung und Parlament aufeinander zu – mit
dem sinnvollen Ziel, ein gemeinsames Be-

ratungsgremium zu schaffen. Der Deutsche
Ethikrat soll in den wichtigen ethischen und
rechtlichen Fragen der Lebenswissenschaf-
ten sowohl für die Bundesregierung als auch
für das Parlament eine qualifizierte Be-
ratung sicherstellen, so dass diese Fragestel-
lungen unter naturwissenschaftlichen, aber
auch unter ethischen, rechtlichen und sozial-
wissenschaftlichen Aspekten bearbeitet wer-
den können.

Wie wollen Sie diese „Dienstleistung" gegen-
über dem Parlament sicherstellen?
Das Parlament ist nicht nur beim Gesetz-
gebungsverfahren eingebunden, sondern es
wird auch die Hälfte der Mitglieder der
Sachverständigen für den Deutschen Ethik-
rat vorschlagen. Die andere Hälfte wird von
der Bundesregierung benannt werden. Das
ist eine wesentliche Änderung. Bisher wur-
den die Mitglieder des Nationalen Ethikra-
tes allein von der Bundesregierung ausge-
wählt.

Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse
sprach sich nun dafür aus, dass alle Mitglie-

der des künftigen Ethikrates vom Bundestag
benannt werden sollten.
Er übersieht, dass nicht nur das Parlament,
sondern auch die Bundesregierung beraten
werden soll. Diesem Grundgedanken ent-
sprechen wir, wenn das Gesetz nun die
Möglichkeit eröffnet, dass die beiden
Organe, die beraten werden sollen, Bundes-
tag und Bundesregierung, auch jeweils die
Hälfte der Sachverständigen benennen.




